Gericht schützt Zutrittsrecht – Klage der Baumeister erleidet Schiffbruch

Das Bezirksgericht Bülach hat eine Unia-Gewerkschaftssekretärin freigesprochen. Ihr wurde Hausfriedensbruch vorgeworfen, weil sie auf einer Baustelle Bauarbeiter über den Landesmantelvertrag informieren wollte. Das Gericht schützt mit dem Freispruch das Zutrittsrecht der Gewerkschaften. Dieses ist durch die Schweizer Verfassung garantiert.
Mitte November 2011 wollte eine Unia-Gewerkschaftssekretärin auf einer Baustelle im Kanton Zürich eine Gruppe Bauarbeiter während einer Pause über die Verhandlungen zum Landesmantelvertrag (LMV) informieren. Statt ihr den Zutritt zur Bau-Baracke zu gewähren, verwehrte der Vorgesetzte der Bauarbeiter der Unia-Vertreterin den Zutritt und verzeigte diese wegen Hausfriedenbruch.
Das Motiv ist klar: Die Baumeister wollen nicht, dass sich die Bauarbeiter über ihre Rechte und die aktuelle Situation informieren können. Sie wollen verhindern, dass sich die Bauarbeiter für gute Arbeitsbedingungen und mehr Schutz vor Lohndumping einsetzen.
Freispruch bestätigt Gewerkschaftsrechte.
Gestern hat das Bezirksgericht Bülach die betroffene Gewerkschaftssekretärin freigesprochen. Einmal mehr hat damit ein Gericht das gewerkschaftliche Zutrittsrecht bestätigt. Der ständige Versuch der Baumeister, die gewerkschaftliche Arbeit zu kriminalisieren, erleidet damit Schiffbruch. Für die Unia ist klar, dass die Anzeigen der Baumeister nicht juristisch sondern politisch motiviert sind. Sie versuchen seit Jahren gewerkschaftliche Aktivitäten zu kriminalisieren und Angestellte der Gewerkschaften einzuschüchtern. Damit wollen sie die Position der Gewerkschaften schwächen und das verfassungsmässig garantierte Recht der gewerkschaftlichen Organisation am Arbeitsplatz in Frage stellen.
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